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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schülerbeihilfengesetz 
1983 geändert wird: Beg~tachtungsverfahren 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, zum übermittelten Entwurf 

eines ~undesgesetzes, mit dem das Schülerbeihilfengesetz 1983 

geändert wird, wie folgt Ste~lung zu nehmen: 
, 

'I 

Zunächst darf festgehalten w~rden, daß es grundsätzlich ange-

bracht erscheint, Förderungsbestimmungen von Zeit zu Zeit zu 

durchforsten und geänderten Verhältnissen anzupassen. 

Einige Änderungen des vorliegenden Entwurfes scheinen alle~dings 

nicht unproblematisch. Dies trifft insbesondere auf die geplante 

Verwirklichung der vo~ den Erläuterungen zur Studienförderungsge­

setznovelle, auf die sich der Entwurf bezieht, dargestellten Ab­

sicht zu, "die bestehenden Ungleichgewichte bei der Beurteilung 

von Einkünften von selbständig und unselbständig Erwerbstätigen 

auszugleichen". Wie die Erläuterungen zur Studienförderungsgesetz­

novelle (Seite 1) ausführen, wird diese Ungleichgewichtung insbe­

so~dere darin gesehen, daß die durchschnittliche Studienbeihilfe 

für Studierende, deren Eltern z.B. Land- und Forstwirte sind, 

höher ist, als jene von Studierenden, deren Eltern Arbeiter sind. 

Gerade dieses Beispiel dürfte aber zulässigerweisenicht als 

Argument für eine Bevorzugung von Studierenden, deren Eltern 

selbständig erwerbstätig sind, herangezogen werden. Vielmehr 
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hätte hier berücksichtigt od~r zumihdest die Fragestellung nicht 
I 

vernachlässigt werden dürfen, ob ni~ht in der Land- und Forst-

wirtschaft tätige Eltern ein geringeres Einkommen oder eine 

höhere Kinderzahl haben, als vergleichbare unselbständig erwerbs­

tätige Eltern. 

Der vorliegende Entwurf sieht vor, daß die Investitionsrücklage 

nach § 9 EStG 1972 dem für die Beurteilung der sozialen Bedürftig­

keit maßgeblichen Einkom:nen hinzuzurechnen ist. Die von der Erläu­

terungen dazu gegebene BegrGndung, daß die Bildung einer Investi­

tionsrGcklage keine Maßnahme sei, die auf die soziale Lage des Be­

werbers einen Einfluß hat, vermag n.icht zu überzeugen. Dies vor 

al,lem dann nicht, w'C!nn man s ich die Bestimmungen des § 9 EStG 

1972 (insbesondere üb.er die Auflösung nicht bestimmungsgemäß ver­

wendeter Rücklagen) vor Augen hält. Es scheint 'daher fraglich, ob 

der vorliegende Entwurf in diesem ~unkt dem Gebot der sachlichen 

Rechtfertigung entspricht. 

Nach den Bestimmungen des Entwurfes soll ein Anspruch auf Schul­

beihilfe dann nicht bestehen, wenn die Eltern des Schülers, der 

Schüler oder sein Ehegatte zur Zahlung von Vermögensteuer ver­

pflichtet sind oder verpflichtet wären. Hier ist den Erläuterun­

gen zunächst durchwegs beizupflichten, daß es Personen, die über 

ein ins Gewicht fallendes VermögenverfGgen, durchaus zuzumuten 

ist, die Kosten der Ausbildung i~res Kindes zu tragen. Allerdings 

vernachlässigt die vorgesehene Regdlung den Fall, daß zwar nam-
i 

hafte Vermögenswerte an sich vorhariden sind (z.B. Betriebsvermö-

gen), die aber nicht oder zumindest im Moment nicht entsprechend 

verwertet und zur Finanzierung der 'Ausbildung der Kinder verwen­

det werden können. Ohne entsprechende Differenzierung scheint die 

in Aussicht genommene Regelung daher geeignet, Benachteiligungen 

im Einzelfall herbeizuführen. 

Abschließend darf angeregt werden, im Zuge der Novellierung dem 

§ 11 Abs. 1 des Schülerbeihilfengesetzes 1983 die folgende Z. 5 

hinzuzufügen: 
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"sie aufgrund des § 21 Abs. :1 lit. d des NÖ Landwirtschaftlichen 

Schulgesetzes, LGBL. 5025-0 in dem mit einer landwirtschaftlichen 

Fachschule verbundenen Internat untergebracht sind." 

Gem~ß § 21 Abs. 1 lit. d des NÖ Landwirtschaftlichen Schulge­

setzes ist als Aufnahmevoraussetzung in eine NÖ Landwirtschaft­

liche Fachschule die Einverständniserklärung zur internatsmäßigen 

Unterbringung vorgeschrieben. Es wäre daher eine Ausnahmebestim­

mung im Schülerbeihilfengesetz 1983 hinsichtlich der Gewährung 

von Heimbeihilfe wie für Forstfachschulen und Bundeshebammenlehr­

anstalten erforderlich. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen 

dieser Stellun~nahrne übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

Lud w i 9 

Landeshauptmann 
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LAD-VD-5119/61 

1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 
2. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten .Mitglieder 

des Bundesrates 
3. an alle Ämter der Landesregjerungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
4. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

FUr die Richtigkeit 
der Ausfertigung 

NÖ Landesregierung 
Ludwig 
Landeshauptmann 

14/SN-127/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




